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Geſetz-Sammlung 
fuͤr die i 


Königlichen Preußiſchen Staaten. 


No. 9. 


(No. 1706.) Allerhoͤchſte Kabinetsorder vom 14ten November 1835. wegen Anfertigung 
und Ausgabe neuer Kaſſenanweiſungen. 


d N, die nach Meiner Order vom 21ſten Dezember 1824. (Geſetzſammlung 


Sit nn 11,242,347 Nthlr. 
und nach Meiner Order vom 22ſten April 1827. (Geſetz⸗ . 
e 33) mil. nee 6,000,000 Fthlr. 


zuſammen Siebzehn Millionen, zwei Hundert zwei und vierzig Tauſend, drei 
Hundert ſieben und vierzig Thaler Kourant, in Umlauf geſetzten Kaſſenanwei⸗ 
ſungen durch den Gebrauch untauglich geworden ſind, ſo habe Ich die Haupt⸗ 
Verwaltung der Staatsſchulden beauftragt, in gleichem Betrage und unter der⸗ 
ſelben Benennung neue Kaſſenanweiſungen anfertigen und ſolche von jetzt ab in 
Umlauf ſetzen zu laſſen, weshalb Ich Folgendes verordne: 
I. 8 

Alle geſetzliche Beſtimmungen, welche wegen der bisherigen Kaſſenanwei⸗ 
ſungen bis jetzt ergangen ſind, finden auch auf die neuen Kaſſenanweiſungen in⸗ 
ſoweit Anwendung, als ſie durch gegenwaͤrtige Verordnung nicht aufgehoben oder 
abgeaͤndert werden. 


II. 

i Die Hauptverwaltung der Staatsſchulden hat die naͤhere Beſchreibung 
der neuen Kaſſenanweiſungen, vor deren Ausgabe, bekannt zu machen, und ſo⸗ 
bald ſie ſolche ſaͤmmtlich in Umlauf geſetzt hat, gleichmaͤßig oͤffentlich anzuzeigen, 
in welchen Betraͤgen die drei Arten der Kaſſenanweiſungen, die wie bisher zu 
1, 5 und 50 Fthlr. beibehalten werden, ausgefertigt worden find. 


III. 
Mit den neuen Kaſſenanweiſungen hat die Hauptverwaltung der Staats⸗ 
Schulden die alten Kaſſenanweiſungen allmaͤlig einzulöfen und an die Kommiſſion 
zur Vernichtung der dazu beſtimmten Staatspapiere zur Verbrennung abzuliefern. 
Die neuen Kaſſenanweiſungen werden daher zunaͤchſt neben den alten Kaſſen⸗ 
Anweiſungen zirkuliren, die Hauptverwaltung der Staatsſchulden iſt aber dafuͤr 
verantwortlich, daß der Betrag ſaͤmmtlicher gleichzeitig im Umlauf befindlicher 
alten und neuen Kaſſenanweiſungen zufammen die von Mir genehmigte Summe 
nicht uͤberſteige. 
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(Ausgegeben zu Berlin den 29ſten April 1836.) 


En 0 


IV. 

Ich ermaͤchtige die Hauptverwaltung der Staatsſchulden, mit dem Um⸗ 
tauſch der alten gegen die neuen Kaſſenanweiſungen vorzugehen, ſobald nach 
ihrem Ermeſſen die Einziehung der alten hinreichend vorbereitet iſt. Das Publi⸗ 
kum iſt zu dieſem Austauſch durch zweimalige Bekanntmachungen, die in ange⸗ 
meſſenen Zeitraͤumen in den geleſenſten, von der Hauptverwaltung zu beftims 
menden öffentlichen Blättern abzudrucken find, aufzufordern. Zugleich ermaͤchtige 
Ich die Hauptverwaltung der Staatsſchulden, diejenigen Inhaber der alten 
Kaſſenanweiſungen, die ſich ſechs Wochen nach der letzten Bekanntmachung der 
Aufforderung zum Austauſch nicht gemeldet haben, Behufs deſſelben zu einem 
Praͤkluſivtermin unter der Verwarnung und mit der Wirkung vorzuladen, daß mit 
Ablauf dieſes Termins alle Anſpruͤche an den Staat aus den alten Kaſſenanwei⸗ 
ſungen erloͤſchen. Der Präflufivtermin muß auf mindeſtens ſechs Monate, von 
der erſten Öffentlichen Bekanntmachung deſſelben ab gerechnet, hinausgeſetzt und 
durch die Amtsblaͤtter ſaͤmmtlicher Regierungen, fo wie durch die geleſenſten 
Provinzialzeitungen, welche die Hauptverwaltung der Staatsſchulden auszuwaͤh⸗ 
len hat, zur Kenntniß der Intereſſenten gebracht werden, Anmeldungen zum 
Schutze gegen die Praͤkluſton finden dabei nicht ſtatt, dergeſtalt, daß unmittelbar 
nach dem Ablaufe des Praͤkluſivtermins gegen diejenigen, welche ſich in demſelben 
zum Austauſche nicht gemeldet haben, mit der Praͤkluſion zu verfahren iſt, und 
alle, alsdann noch nicht eingelieferte alte Kaſſenanweiſungen werthlos, und wo ſie 
etwa noch zum Vorſchein kommen, anzuhalten und an die Hauptverwaltung der 
Staatsſchulden abzuliefern ſind. 


V. 
Beſchaͤdigte oder ſonſt unbrauchbar gewordene neue Kaſſenanweiſungen 
tauſcht die Hauptverwaltung der Staatsſchulden um, wenn ſie 
1) die gedruckte Serien⸗ und Folienzahl, 
2) die gedruckte Litera, 
3) die geſchriebene Nummer und 
4) die neben derſelben ſtehende Namensunterſchrift 
vollſtaͤndig enthalten. Im Verfolg Meiner Order vom gten April 1825. (Geſetz⸗ 
ſammlung Seite 23.) ſetze Ich zugleich feſt, daß ganz oder zum Theil beſchnittene 
Kaſſenanweiſungen in den öffentlichen Kaſſen und überhaupt in Zahlung nicht 
angenommen, ſondern angehalten und an die Hauptverwaltung der Staatsſchul⸗ 
den, welche einen Erſatz dafuͤr nur dann zu leiſten hat, wenn ihr nachgewieſen 
wird, daß das Beſchneiden zufällig erfolgt iſt, eingeſandt werden ſollen. Dieſe 
Beſtimmungen find durch die Geſetzſammlung zur öffentlichen Kenntniß zu bringen. 
Berlin, den 14ten November 1835. 


Friedrich Wilhelm. 
An die Hauptverwaltung der Staatsſchulden. a 
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— 171 — 


(No. 1707.) Allerhoͤchſte Kabinetsorder vom Sten April 1836., die Ergänzung der 88. 12. 
und 13. der Kreisordnung für die Rheinprovinz und Weſtphalen vom 
I3ten Juli 1827. betreffend. ’ 


Ts den Vorſchriften der Kreisordnung für die Rheinprovinz und Weſt— 
phalen vom 13ten Juli 1827. $6. 12. 13. ſollen die Abgeordneten zu den Kreis⸗ 
tagen fuͤr die Staͤdte nur aus den Magiſtrats-Perſonen oder Gemeinde-Ver⸗ 
tretern und fuͤr die Landgemeinden nur aus den Adminiſtrations⸗Beamten oder 
den Vertretern der Sammt⸗Gemeinden gewählt werden. Auf die Beſchwerde 
der Rheiniſchen Provinzialſtaͤnde, daß hiernach die Wahl oft auf Perſonen ge⸗ 
richtet werde, die den Kreiſen mit keinem Beſitzthum angehoͤren, will Ich, im 
Verfolg der den Rheiniſchen Provinzialſtaͤnden im Landtags⸗Abſchiede vom Zten 
Maͤrz v. J. ertheilten Reſolution, die Vorſchriften in den $$. 12. 13. der Kreis⸗ 
Ordnung vom 13ten Juli 1827. dahin ergänzen, daß in der Rheinprovinz für 
die Stadtgemeinden nur ſolche Perſonen, die in der Stadt ein Haus, und fuͤr 
die Landgemeinden nur ſolche zu den Kreistagen abgeordnet werden ſollen, dae 
innerhalb ihres Wahlbezirks ein Haus mit einem laͤndlichen Grundſtuͤcke eigen⸗ 
thuͤmlich beſitzen. Sie haben dieſe Beſtimmung durch die Geſetzſammlung ber 
kannt zu machen. ö 
Berlin, den öten April 1836. 


Friedrich Wilhelm. 


An den Staatsminiſter v. Rochow. 


(No. 1708.) Allerhoͤchſte Kabinetsorder vom gten April 1836., betreffend die Modifikation 
der Vorſchrift der Subhaſtationsordnung fuͤr die Rheinprovinz vom 
Iſten Auguſt 1822. §. 4. Nr. 5. 5 N 


Auf Ihren Bericht vom 22ſten v. M. beſtimme Ich, daß gegen die Kauf⸗ 
Bedingungen, welche nach der Subhaſtations-Ordnung fuͤr die Rheinprovinz vom 
Iften Auguſt 1822. §. 4. Nr. 5. durch den Extrahenten der Subhaſtation zu 
entwerfen find, ſowohl von dem Schuldner als von den Hypotheken⸗Glaͤubigern, 
es ſey perſoͤnlich oder durch einen Spezial-Bevollmaͤchtigten, bei dem mit der 
Subhaſtation beauftragten Friedensrichter oder dem ſonſt dazu ernannten De⸗ 
putirten Erinnerungen angebracht werden duͤrfen, uͤber welche der Richter im 
Lizitgtions⸗Termine, noch vor dem Ausgebote, durch einen in das Protokoll auf 
zunehmenden Beſchluß zu entſcheiden hat, der die Kaufbedingungen definitiv feſt⸗ 
ſtellt, und weder der Berufung noch dem Kaſſations⸗Rekurſe unterworfen iſt. 
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Sie haben dieſe Modifkation der Rheiniſchen Subhaſtationsordnung durch die 
Geſetzſammlung zur oͤffentlichen Kenntniß zu bringen. N 


Berlin, den ten April 1836. > : 
Friedrich Wilhelm. 
An die Staats⸗ und Juſtizminiſter v. Kamptz und Muͤhler. 


(No. 1709.) Allerhoͤchſte Kabinetsorder an das Staatsminiſterium vom 9ten April 1836., 
; die Ausdehnung der Allerhoͤchſten Order vom 26ſten Auguſt 1825. auf 
alle baͤuerliche Auseinanderſetzungen betreffend. 


Aus dem Berichte des Staatsminiſteriums vom 28ften v. M. habe Ich er⸗ 
ſehen, daß Zweifel darüber entſtanden find: ob Meine Order vom 26ften Auguft 
1825. wegen Beſtimmung der appellablen und reviſiblen Summe ſich ausſchlie⸗ 
ßend nur auf gutsherrlich⸗baͤuerliche Regulirungen, oder auch auf Gemeinheits⸗ 
theilungen und Abloͤſungen beziehe. Zur Hebung dieſer Zweifel beſtimme Ich 
hiermit, daß Meine vorgedachte Order auf alle den General⸗Kommiſſionen und 
an deren Stelle in der Provinz Preußen den Regierungen uͤbertragenen Aus⸗ 
einanderſetzungen, ohne Unterſchied des Gegenſtandes derſelben, Anwendung fin⸗ 
den ſoll. Ich beauftrage das Staatsminiſterium, dieſe Meine Deklaration durch 
die Geſetzſammlung bekannt zu machen. 
Berlin, den Iten April 1836. i 5 
Friedrich Wilhelm. 


An das Staatsminifterium. 


